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Konjunkturstütze des Bundes muss in die Schulen fließen

„Kommunalen Konjunkturmotor anwerfen“

Förderverfahren abkürzen, bürokratische Hürden ausräumen

Stuttgart.    Das aktuelle Konjunkturprogramm des Bundes darf nicht nur in Projekte des Landes fließen. Auch die Sanierung kommunaler Schulgebäude muss gefördert werden. Das verlangte der Gemeindetag. „Es ist sinnvoll, nachhaltige Investitionen wie zum Beispiel die energetische Sanierung von Schulen vorzuziehen“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Der Gemeindetag befürwortet, dass die Bundesregierung den Kommunen hilft, Investitionen in Bildungseinrichtungen vorzuziehen. Vor allem die energetische Sanierung von Schulen helfe der mittelständischen Wirtschaft, entlaste die Umwelt und künftige Haushalte. Die Städte und Gemeinden könnten als Schulträger hierzu einen bedeutenden Beitrag leisten. „Wir müssen den bewährten kommunalen Konjunkturmotor anwerfen“, meinte Kehle.

Kehle forderte die Landesregierung auf, mit einem großen Teil der Bundesmittel kommunale Förderprogramme aufzustocken. „Es muss in unsere Schulgebäude und andere örtliche Infrastruktur investiert werden. Bund und Kommunen wollen nicht, dass dieses Geld an den ‚klebrigen Händen’ des Finanzministers hängen bleibt und nur für Landesprojekte reserviert wird“, mahnte Kehle.

Höhere Förderung, weniger Bürokratie

Konjunkturwirksam könne das Programm nur werden, wenn es gelinge, die Mittel schnell zu investieren. „Die Kommunen sind bereit. Der Finanzminister muss sofort eine Kommission 

einberufen, die geeignete Förderprogramme auswählt und bürokratische Hürden aus dem Weg räumt“, verlangte Kehle. Die sonst üblichen Förderverfahren müssten so abgekürzt werden, dass Städte und Gemeinden bereits im Frühjahr über zusätzliche Maßnahmen entscheiden können. Das gelte vor allem für Schulsanierungen, Straßenbau, Stadterneuerung, die Breitbanderschließung des ländlichen Raums und Maßnahmen des Ausgleichsstocks. Aus dem Ausgleichsstock des kommunalen Finanzausgleichs werden finanzschwache Gemeinden unterstützt.

„Besonders wirksam wäre es, die Förderquoten zu erhöhen“, sagte Kehle. Der Eigenanteil der geförderten Städte und Gemeinden liege in der Regel deutlich über 50 Prozent. Wenn der Förderanteil erhöht werde, könnten auch weniger finanzstarke Städte und Gemeinden ihre Investitionen und Maßnahmen zur Gebäudesanierung vorziehen, erwartet man beim Gemeindetag.
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